Geſetz-Sammlung 
65 für die 


iſchen Staaten. 


Gr. 7061.) Statut des Braunsberger Wieſenverbandes. Vom 4. April 1868. 


Wir. Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, auf Grund des Geſetzes über das Deichweſen vom 28. Januar 1848. 
FF. 11. und 15. (Gefeß-Samml. vom Jahre 1848. S. 54.), des Geſetzes vom 
WM Februar 1843. SS. 56. 57. (Geſetz-Samml. vom Jahre 1843. S. 51.) und 


unter dem Namen „Bra unsberger Wieſenverband“ vereinigt. Derſelbe hat 
Korporationsrechte und ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Braunsberg. 


$. 2. 

Dem Verbande liegt zu dem gedachten Zwecke ob, nach dem Meliorationsplane 
und Koſtenanſchlage des Waſſerbau⸗Inſpektors Kuckuck vom 2. Januar 1868. wie 
derſelbe bei der höheren Reviſton feſtgeſtellt iſt, die darin für den rechts der Vaude 
gelegenen Polder projektirten Anlagen auszuführen. Bezüglich der Aufhöhung 
der Straße reſp. des Dammes an der Paſſarge bei der Braunsberger Kreuzkirche 
iſt der Verband verpflichtet, den Anforderungen der Waſſerbauverwaltung entſpre⸗ 
blend die zur Verhinderung eines aus dieſer Aufhöhung etwa zu gewärtigenden nach⸗ 
theiligen Aufſtaues des Hochwaſſers der Paſſarge erforderlichen baulichen Anlage 
und Maaßnahmen auf ſeine alleinigen Koſten auszuführen. s 

Abänderungen des Planes, welche etwa im Laufe der Ausführung zweck 
Jahrgang 1868. (Ir. 7061.) f 50 mä⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 27. April 1868. 


mäßig erſcheinen, bedürfen der Genehmigung des Miniſters für die landwir 
ſchaftlichen Angelegenheiten. 


3 


Die Unterhaltung der Verbandsanlagen (F. 2.), ſowie die Sorge für den 
in dem Intereſſe des Verbandes nothwendigen Betrieb derſelben und die Befol: 
dung der hierzu erforderlichen Beamten und Arbeiter, ſoweit jene nicht ein Ehrenamt 
bekleiden, liegt ebenfalls dem Verbande ob. Für den Fall indeſſen, daß der Haff⸗ 
ſtaudamm zwiſchen Roſenorth und der Baude zu einer Fahrſtraße benutzt werden 
ſollte, werden die durch das Befahren deſſelben entſtehenden, im Falle des Streits 
nach $. 11. ſchiedsrichterlich feſtzuſtellenden Mehrkoſten der Unterhaltung zur 


Hälfte von dem Beſitzer des Gutes Roſenorth und zur anderen Hälfte von den 
Adjazenten nach Verhältniß der Länge des Dammes in ihren Grenzen getragen, 
Im Uebrigen verbleibt die Unterhaltung der im Meliorationsbezirke belegenen Gräben, 
Dämme, Wege und Brücken denjenigen, welchen dieſelbe bisher oblag. Die 
ordentliche Unterhaltung derjenigen dieſer Anlagen indeſſen, bei welchen mehrere 
Grundbeſitzer ein Intereſſe haben, wird unter die Kontrole und Schau des Ver⸗ 
bandsvorſtandes geſtellt. Dieſer iſt, falls mehrere hierbei intereſſirt ſind, auch 
befugt, die Anlage neuer, ſowie die Erweiterung der beſtehenden Gräben anzuordnen. 


Die hieraus entſtehenden Mehrkoſten der Anlage und Unterhaltung werden vom 5 


Verbande getragen. 


Das Waſſer in den Gräben darf ohne widerrufliche Genehmigung des 2 


Wieſenvorſtehers von Privatperſonen nicht aufgeſtauet werden, und jeder Grund⸗ 


beſitzer in dem Verbande hat das Recht, die Aufnahme des Waſſers, deſſen er 1 
ſich entledigen will, in die von dem Verbande zu unterhaltenden gemeinſamen 


Grabenanlagen zu verlangen. 


F. 4. 


Die Beiträge zur Erfüllung der dem Verbande obliegenden Verpflichtungen N 
werden von ſämmtlichen Genoſſen nach Maaßgabe der aus den gemeinſchaftlichen 


Anlagen ihnen erwachſenden Vortheile aufgebracht. 
Zu dieſem Behufe wird von dem Vorſtande unter Leitung eines Regierungs⸗ 
kommiſſars ein Kataſter der zum Verhande gehörigen Grundſtücke nach Maaßgabe 
der Flächengröße, ſowie der verſchiedenen Bonität der Grundſtücke aufgeſtellt. 
Bei Feſtſtellung dieſer Bonität indeffen foll allein diejenige Schätzung man 
ſein, nach welcher die Veranlagung zur Grundſteuer ſtattgefunden hat. ieſes 
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Kataſter wird den einzelnen Gemeindevorſtänden, ſowie den Beſttzern der Güter, 


welche einen beſonderen Gemeindebezirk bilden, extraktweiſe mitgetheilt und im 1 


Kreisblatte zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Ueber vermeintliche Irrthümer oder Unrichtigkeiten des Kataſters ſteht den 


Intereſſenten binnen vier Wochen nach erfolgter Publikation im Kreishlatte Die 


Beſchwerde an die Regierung in Königsberg offen, bei deren Entſcheidung es 
bewendet. Die Beſchwerden werden von dem Kommiſſarius der Regierung Unter 


Zuziehung der Beſchwerdeführer, des Wieſenvorſtehers und der erforderlichen 


Sachverſtändigen unterſucht. Zu letzteren find hinſichtlich der Grenzen des Inun⸗ 
dationsgebietes und der fonftigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer, 


reſp. 
Ver⸗ 


| „„ 
zermeſſungsreviſor, hinſichtlich der Bonität zwei ökonomiſche Sachverſtändige zu 
beſtellen, denen bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhältniſſe ein 
WMaſſerbauverſtändiger beigeordnet werden kann. 
N Die Regierung ernennt die Sachverſtändigen. Wird die Beſchwerde ver⸗ 
worfen, fo treffen die Koſten derſelben den Beſchwerdeführer. 
5 Bis zur erfolgten definitiven Feſtſtellung des Kataſters wird, auf Grund 
der bisherigen Ermittelungen, einſtweilen ein ſummariſches Kataſter vom Vorſtande 
aufgeſtellt, nach welchem die Beiträge, vorbehaltlich ſpäterer ee aus- 
geſchrieben und eingezogen werden. Die Subrepartition in den einzelnen Ortſchaften 
ft dabei von den Ortsvorſtehern zu bewirken und in ſtreitigen Fällen von der 
Regierung feſtzuſetzen. 
$. 5. 


Auf Grund des Kataſters ſetzt der Kreislandrath die Hebeliſten auf den 
Antrag des Wieſenvorſtehers feſt, und läßt die Beiträge von den Säumigen durch 
Adminiſtrativ⸗Exekution einziehen. 

5 Die Exekution findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer, oder andere 
Beſttzer der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die eigent⸗ 
lich Verpflichteten. 

In Fällen augenblicklichen Bedürfniſſes kann der Vorſtand ausnahmsweiſe 
und vorbehaltlich ſpäterer Ausgleichung der entſtehenden Koſten zur erforderlichen 
Unterhaltung und Sicherung der Verbandsanlagen auch Naturalleiſtungen der 
Eigenthümer in Anſpruch nehmen. 

i In ſolchen Fällen iſt der Wieſenvorſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder 
die nicht gehörig ausgeführten Arbeiten oder Lieferungen nach einmaliger vergeb⸗ 
licher Erinnerung auf Koften der Säumigen machen reſp. beſchaffen, und die 
Koſten von denſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. Eben dazu iſt der 
Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen für ihre Grund⸗ 
ſtücke obliegen und im Intereſſe der Anlage nicht unterbleiben dürfen. 


$. 6. 

Die Anlegung der für die ſtatutenmäßigen Zwecke des Verbandes nöthi⸗ 
gen Werke, Dämme, Schleuſen, Gräben u. |. w. muß jedes Verbandsmitglied 
ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden inſoweit 
ohne Entſchädigung hergeben, als ihm der Werth durch das auf den Damm⸗ 
böſchungen und Uferrändern wachſende Gras oder andere zufällige Vortheile der 
Anlage nicht erſetzt werden ſollte. 

Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchieds⸗ 
richterlich entſchieden (§. 11.). d 


SEE 
Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden von einem Wieſen⸗ 
vorſteher und ſechs Beiſitzern W 0 die zuſammen den Vorſtand bilden. 
Dier Vorſteher und die Beiſitzer verwalten ein Ehrenamt, es werden ihnen 
jedoch die baaren Auslagen erſetzt. 
(Nr. 7061.) 50* S. 8. 
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§. 8. 
Der Wieſenvorſtand wird in folgender Weiſe zuſammengeſetzt: 


1) die Gemeinde- und reſp. Gutsbezirke Auhof, Braunsberg, Huntenberg, 
Kälberhaus und Gut Klenau ſind in demſelben zuſammen durch drei 


Mitglieder vertreten, 
2) der Gemeindebezirk Klenau durch Einen Vertreter, 


3) die Guts⸗ reſp. Gemeindebezirke Sankau, Stangendorf und Willenberg | 


ebenfalls durch Einen Vertreter, 


4) 1 Stadt und Dom Frauenburg durch Einen Vertreter 0 und 
endlich 


5) das Gut Roſenorth durch deſſen Beſitzer. 


Die Vertreter von den unter Nr. 1. genannten Ortſchaften werden nebſt 


zwei Stellvertretern unter Leitung eines Mitgliedes des Magiſtrats Braunsberg 
von den ſämmtlichen in dieſen Ortſchaften angeſeſſenen Verbandsmitgliedern durch 


Stimmenmehrheit in der Weiſe gewählt, daß Beſitzer bis zu fünf Morgen Eine, 
von fünf bis zehn Morgen zwei Stimmen, von zehn bis zwanzig Morgen drei 
Stimmen, von zwanzig bis dreißig Morgen vier Stimmen und von dreißig 


Morgen und darüber fünf Stimmen haben. Minderjährige und moraliſche Per⸗ 1 
ſonen können durch ihre geſetzlichen Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner 


vertreten werden. 

Wählbar iſt derjenige, welcher ſich im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte befindet. 

In derſelben Weiſe wird der Vertreter der Gemeinde Klenau nebſt einem 
Stellvertreter unter Leitung des dortigen Ortsvorſtandes von den dort angeſeſſenen 
Beſitzern aus ihrer Mitte gewählt. 

Der Vertreter der unter Nr. 3. genannten Ortſchaften wird, ebenfalls 
nebſt einem Stellvertreter, von den drei betreffenden Orts- reſp. Gutsvorſtänden 
aus der Mitte der in dieſen Ortſchaften angeſeſſenen Beſitzer gewählt. 

Der Vertreter von Stadt und Dom Frauenburg endlich wird, ebenfalls 
nebſt einem Stellvertreter, von dem Domkapitel Frauenburg, einem Vertreter 


des Magiſtrats zu Frauenburg und einem Vertreter des Braunsberger Gymna⸗ 


ſiums gewählt. 

Die Wahl findet bei allen ſechs gewählten Vorſtandsmitgliedern auf ſechs 
Jahre ſtatt. Alle zwei Jahre ſcheiden zwei derſelben aus, und zwar das erſte 
und zweite Mal durch das Loos, ſpäter immer die beiden älteſten. Die Aus⸗ 
ſcheidenden können wieder gewählt werden. 


Der Kreislandrath verpflichtet die Vorſtandsmitglieder durch Handſchlag an 


Eidesſtatt. e f 
Die Mitglieder des Vorſtandes wählen unter ſich durch Stimmenmehrheit 


einen Wieſenvorſteher, der den Vorſitz in ihren Verſammlungen führt und in 1 


Verhinderungsfällen ſeinen Vertreter aus der Zahl der Beiſitzer ernennt. 


r 


ul 

TER . 95 

E Der Wieſenvorſteher ift die ausführende Verwaltungsbehörde des Ver⸗ . 

bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. Er 

hlt insbeſondere: 

a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach Maaßgabe dieſes 
Statuts zu veranlaſſen und dieſelben zu beauflichtigen; 

b) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren 

e) die Voranſchläge und Jahresrechnungen den Beſitzern zur Feſtſtellung 

und Abnahme vorzulegen; 

d) den Wieſenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen , 
und die halbjährige Grabenſchau im Frühjahr und Herbſt mit den Bei⸗ 
ſitzern abzuhalten 

e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zu Verträgen und Schuldurkunden iſt ein 
Vorſtandsbeſchluß erforderlich; 

) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes 9150 Verletzung 
dieſes Statuts und reſp. des nach $. 12. zu erlaſſenden Reglements bis 
zur 9255 von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Verbandskaſſe ein⸗ 
zuziehen. 


$. 10. 


Mit Führung der Kaſſenverwaltung des Verbandes betraut der Vorſtand 
einen Rendanten und ſichert demſelben eine angemeſſene Entſchädigung hierfür zu. 
Desgleichen ſtellt derſelbe gegen angemeſſene Entſchädigungen zur Beaufſichtigung 
und zum Betriebe des zu den gemeinſamen Anlagen des Verbandes gehörigen 
Waſſerhebewerks die erforderlichen Techniker und Arbeiter, und ebenſo zur Beaufſich⸗ 
ligung der Gräben, Deiche und der übrigen gemeinſamen Anlagen einen Wieſen⸗ 
wärter auf Kündigung an. Der Wieſenwärter, welcher der Beſtätigung des 
Landraths unterliegt, wird als Feldhüter vereidigt, muß den Anweisungen des 
Wieſenvorſtehers pünktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit Verweis 
und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


Arne 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 
5 Eigenthum von Grundſtücken, über den Umfang oder die Zuſtändigkeit von Grund⸗ 
. een oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpeziellen 
Neechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, ges 
hören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 
0 Dagegen wird über alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des 
Verbandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffenden Anſprüche und Beſchwerden von dem Vorſtande nach vorgängiger 
Unterſuchung entſchieden. 

(Nr. 7061.) Ge⸗ 
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Gegen dieſe Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht zu, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. 
Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. 

Der unterliegende Theil trägt die Koſten. | 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem Landrathe des Kreiſes Braunsberg 
und zwei Beiſitzern, von denen keiner Mitglied des Verbandes ſein darf. 

Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden auf den Vorſchlag 
des Vorſtandes von der Regierung auf drei Jahre ernannt. 


H. 12. 


Wegen der vorzunehmenden Entwäſſerungen und Grabenräumungen und 
wegen des Schutzes der Verbandsanlagen hat der Wieſenvorſteher die nöthigen 
Vorſchriften zu erlaſſen und kann deren Nichtbefolgung mit Ordnungsſtrafen bis 
zu drei Thaler bedrohen. 5 


$. 13. 


Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staats unterworfen. Das 
Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrathe, von der Regierung zu Königsberg 
und von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt 
nach Maaßgabe dieſes Statuts, übrigens in dem Umfange und mit den Befug⸗ 
niffen, welche den Aufſichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen. 

Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen des Statuts 
überall beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und ordentlich unterhalten, die 
Grundſtücke des Verbandes ſorgfältig genützt und die Schulden regelmäßig ver⸗ 
zinſt und getilgt werden. 

$. 14. 


5 Dieſes Statut kann nur mit landesherrlicher Genehmigung abgeändert 
werden. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 4. April 1868. N : 
(L. S.) Wilhelm. 

v. Selchow. Leonhardt. g 

(Nr. 7062 
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1. 7062.) Allerhöchſter Erlaß vom 17. April 1868, betreffend die Uebertragung des Baues 
; der Eiſenbahn von Herzberg nach Ofterode an Die Königliche Eiſenbahn⸗ 
direktion in Hannover, ſowie die Anwendung des Expropriationsrechts 
auf die zur Ausführung der gedachten Bahn erforderlichen Grundſtücke 
und des Rechts zur vorübergehenden Benutzung fremder Grundſtücke. 


Auf Ihren Bericht vom 14. April d. J. ermächtige Ich Sie, den Bau der 
durch das Geſetz vom 17. Februar 1868. (Geſetz-Samml. für 1868. S. 71.) 
zur Ausführung für Rechnung des Staats genehmigten Eiſenbahn von Herzberg 

nach Oſterode reſp. bis zur Preußiſch-Braunſchweigiſchen Landesgrenze bei Oſterode 
der Königlichen Eiſenbahndirektion in Hannover, welche auch hinſichtlich dieſer 
Bauausführung alle Rechte und Pflichten einer öffentlichen Behörde haben ſoll, 
zu übertragen. Zugleich beſtimme Ich, daß für die gedachte Eiſenbahn das Recht 
zur Erpropriation derjenigen Grundſtücke, welche zur Bauausführung nach den 
von Ihnen feſtzuſtellenden Bauplänen erforderlich ſind, ſowie das Recht zur 
vorübergehenden Benutzung fremder Grundſtücke nach Maaßgabe der Verordnung 
vom 19. Auguſt 1867., betreffend die Einführung des Geſetzes über die Eiſen⸗ 
biahn⸗Anternehmungen vom 3. November 1838. in den neu erworbenen Landes⸗ 
teilen, zur Anwendung kommen ſoll. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 17. April 1868. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 


1 


(Nr. 7063.) Bekanntmachung, betreffend die mit Sachſen⸗Meiningen getroffene Ueberein- 
a kunft wegen Ausdehnung des über die gegenſeitigen Gerichtsbarkeits⸗ 
verhältniſſe unterm 2. Mai 1859. abgeſchloſſenen Vertrages auf die neu⸗ 
erworbenen Landestheile. Vom 18. April 1868. 


A Die Königlich Preußiſche und die Herzoglich Sachſen-Meiningenſche Regierung 
find übereingekommen, daß der zwiſchen ihnen unterm 2. Mai 1859. abgeſchloſſene 
Vertrag zur Regelung der gegenſeitigen Gerichtsbarkeitsverhältniſſe für die Dauer 
feiner Gültigkeit (Artikel 49.) auch Wirkſamkeit haben ſoll für die durch das 
Preußiſche Geſetz vom 20. September 1866. und durch die beiden Preußiſchen 
Geſetze vom 24. Dezember 1866. mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten 
Mr. 70627068.) 9 85 


e Landestheile, jedoch mit der Einſchränkung, daß in Beziehung auf die Provinz 
„ Hannover nur die Artikel 34. bis 42. inkl. und die Beſtimmungen der Artikel I. 
5 43. bis 46. inkl. und 48. inſoweit, als ſich dieſe Beſtimmungen auf die Straf⸗ 
SR gerichtsbarkeit beziehen, in Geltung treten. N a 
eu, eu. Hinſichtlich der Forſt⸗, Jagd-, Feld⸗, Baum⸗ und Fiſchereifrevel behält es 
ae c in Bezug auf das Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen bei der wegen 
me u, deren Anterſuchung und Beſtrafung getroffenen Uebereinkunft vom 26. Oktober 
13840. fein Bewenden. 
ER Zu Urkund deſſen ift die gegenwärtige Minifterial- Erklärung ausgefertigt 
worden, um gegen eine entſprechende Erklärung des Herzoglich Sachſen-Meinin⸗ 
genſchen Staatsminiſteriums ausgewechſelt zu werden. 


Berlin, den 18. April 1868. 


8 | Der Königlich Preußiſche Praͤſident des Staatsminiſteriums und 
0 Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
(L. S.) Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. 


Va heide Erklärung wird, nachdem ſie gegen eine entſprechende Erklärung 
des Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſchen Staatsminiſteriums vom 6. April 1868. 
ausgetauſcht worden iſt, hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 18. April 1868. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 


Im Auftrage: 5 

v. Thile. & 

; 

Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. N 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerel 
(R. v. Decker). 7 2 


